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Schriftliche Erklärung gemäß Artikel 136 der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments zur Bekämpfung der Fälschung des Kilometerstands auf dem 
Gebrauchtwagenmarkt1

1. Der Kauf eines Kraftfahrzeugs zählt zu den wichtigsten Investitionen, die Verbraucher 
tätigen. Es ist leider gängige Praxis, dass bei Gebrauchtwagen vor dem Verkauf der 
Kilometerstand gefälscht wird. Jährlich bezahlen Bürger überall in der EU Millionen von 
Euro zu viel für Kraftfahrzeuge mit manipulierten Kilometerzählern. Dies führt zu 
höheren Wartungskosten und stellt ein Risiko für die Verkehrssicherheit dar. 

2. Aufgrund der Richtlinie 2014/45/EU über die regelmäßige technische Überwachung von 
Kraftfahrzeugen und im Einklang mit dem Bericht über CARS 2020 (2013/2062(INI)) 
stellt die Manipulation des Kilometerzählers künftig in allen Mitgliedstaaten eine zu 
sanktionierende Straftat dar. Auch wird der Kilometerstand bei Prüfungen dann 
routinemäßig dokumentiert und kann dann bei späteren Prüfungen konsultiert werden.

3. Betrügern stehen allerdings noch viele andere Wege offen, was die Manipulation von 
Kilometerzählern angeht. Daher müssen dringend Maßnahmen getroffen werden. Da ein 
großer Anteil der Gebrauchtwaten auf dem Binnenmarkt grenzüberschreitend verkauft 
wird, müssen auf der Ebene der EU Maßnahmen zur Betrugsbekämpfung getroffen 
werden oder es muss zumindest eine entsprechende Koordinierung zwischen den 
Mitgliedstaaten stattfinden. Einige Länder, namentlich Belgien und die Niederlande, 
haben bereits Initiativen eingeleitet, die als Vorbild für EU-weite Maßnahmen dienen 
könnten. 

4. Die Kommission wird aufgefordert, zu prüfen, wie dafür gesorgt werden kann, dass 
Verbraucher die Sicherheit haben, die sie berechtigt erwarten können, wenn sie ein 
Fahrzeug erwerben.

5. Diese Erklärung wird mit den Namen der Unterzeichner dem Rat und der Kommission 
übermittelt.

1 Gemäß Artikel 136 Absätze 4 und 5 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments wird die Erklärung, 
wenn sie die Unterschriften der Mehrheit der Mitglieder des Parlaments erhalten hat, mit den Namen der 
Unterzeichner im Protokoll veröffentlicht und an die Adressaten übermittelt, ist für das Parlament aber nicht 
bindend.


